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Stellungnahme des Kinderschutzbund Bundesverband e.V. 

zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Reform des 

Kindschaftsrechts (KiMoG) 

Der Kinderschutzbund begrüßt, dass nach jahrelangen Debatten nun endlich ein Reformentwurf für das 

Kindschaftsrecht vorliegt. Insbesondere die Stärkung der Rechte der Kinder wertet der 

Kinderschutzbund im vorliegenden Entwurf weitestgehend positiv und macht nur noch kleinere 

Nachbesserungsvorschläge. Auch der Fokus auf einen besseren Gewaltschutz ist unbedingt notwendig 

und weitgehend gut gelungen. Nach Einschätzung des Kinderschutzbundes sind aber noch ein paar 

Nachschärfungen und Klarstellungen gerade im Kontext von Partnerschaftsgewalt nötig. Der 

Kinderschutzbund begrüßt als einer der größten bundesweiten Träger von Begleiteten Umgängen auch 

die vorgesehe Aufwertung dieses wichtigen Instruments. Für eine gute Qualität und einen sicheren 

Begleiteten Umgang lehnt der Kinderschutzbund aber reine Erfahrungswerte als Qualifikationsstandard 

ausdrücklich ab. Der Kinderschutzbund sieht zudem an einigen Stellen im Entwurf den Versuch, die 

Elternautonomie zu erhöhen und lehnt die Reformideen der Widerspruchslösung, der Sorge- und 

Umgangsvereinbarungen und der Anordnungsmöglichkeit des Wechselmodells vollumfassend ab.  

Viele der vorliegenden Vorschläge sind weitere gute Bausteine für ein modernes und passgenaues 

Familienrecht mit einem hinreichenden Gewaltschutz. Leider fehlt es aber weiterhin an einer 

umfassenden Gesamtreform. Dass parallel zu diesem Entwurf immerhin auch eine Reform des 

Familienverfahrensrechts bearbeitet wird, begrüßt der Kinderschutzbund ausdrücklich. Jedoch fehlen 

darüber hinaus noch Reformen im Unterhalts- und Abstammungsrecht, sowie insbesondere eine 

umfassende Fortbildungspflicht für Familienrichter*innen. Gerade die Qualität der Beteiligten ist 

essenzieller Dreh- und Angelpunkt, um eine gute Umsetzung des Familienrechts zu gewährleisten. 

Stärkung der Kinderrechte 

Der Kinderschutzbund begrüßt, dass im vorliegenden Entwurf eine Stärkung der Kinder und ihrer Rechte 

angelegt ist. Kinder haben eigene Rechte, Meinungen und Anliegen, die bisher leider von Erwachsenen 

allzu oft noch nicht anerkannt werden und auch rechtlich noch zu wenig verbrieft sind.  

Neue Ausgestaltung des Kindeswohlbegriffs 

Der Kinderschutzbund begrüßt, dass der Kindeswohlbegriff nun an den Anfang des Titels 5 zur 

elterlichen Sorge platziert wurde. Damit wird aus der Systematik des Titels endlich klar, dass das Wohl 

des Kindes als oberste Richtschnur bei Fragen des Sorge- und Umgangsrechts gilt. Den in § 1626 Abs. 3 

BGB-E dargelegten Regelkatalog zum Kindeswohl hat der Kinderschutzbund mit großem Interesse 

inhaltlich geprüft. Dabei begrüßt der Kinderschutzbund die kinderrechtliche Ausrichtung des Katalogs 

und die gut durchdachten Regelfälle. Dass der Regelkatalog durch die Formulierung „insbesondere“ 

nicht abschließend ausgestaltet ist, und damit möglicherweise nicht auf den ersten Blick erfasste 

Konstellationen gerichtlich auch unter den Kindeswohlbegriff subsumiert werden können, ist dem 

Kinderschutzbund besonders wichtig. Denn die Erfahrung des Kinderschutzbundes zeigt, dass sich 
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immer wieder neue, unerwartete Konstellationen ergeben können, für die das Recht hinreichend 

flexibel sein muss. Dem Begriff des Kindeswohls einerseits eine eindeutige Konturierung zu geben und 

gleichzeitig den Familiengerichten eine hinreichende Flexibilität für die sehr unterschiedlichen 

Praxisfälle zu ermöglichen, ist nach Einschätzung des Kinderschutzbundes im vorliegenden Entwurf gut 

gelungen. 

Der Kinderschutzbund sorgt sich selbstverständlich, dass durch den Regelkatalog eine Vielzahl an neuen, 

weitgehend unbestimmten Rechtsbegriffen eingeführt wird. Damit hier keine Schutzlücken entstehen, 

ist eine gelungene Auslegung durch die Familiengerichte in der Fläche zwingend geboten. Eine solche 

setzt vor allem eine gute und verpflichtende Aus- und Weiterbildung der Familienrichter*innen voraus, 

die in § 23 GVG noch unbedingt nachgeschärft werden muss. Insoweit verweist der Kinderschutzbund 

auf seine Stellungnahme zum aktuell vorliegenden Entwurf einer Reform des Familienverfahrensrechts. 

Der Kinderschutzbund regt zum neuen Kindeswohlbegriff an folgenden Stellen noch Nachschärfungen in 

der Entwurfsbegründung an:  

Durch einige Aspekte im neuen Regelkatalog wird ein starker Fokus auf die materielle Ausstattung der 

Kinder gelegt. Dies spiegelt sich insbesondere in den Aspekten zur materiellen Versorgung und des 

Wohnraums (§ 1626 Abs. 3 Nr. 1 BGB-E), beim Thema Freizeit (§ 1626 Abs. 3 Nr. 10 BGB-E) und beim 

Thema Bildung (§ 16262 Abs. 3 Nr. 8 BGB-E) wider. Hierbei muss klar sein, dass der Elternteil mit 

geringerem Einkommen und/oder niedrigerem Bildungsstatus nicht benachteiligt werden darf. Dies gilt 

insbesondere, da erhöhte Erziehungszeiten und Sorgearbeit in aller Regel zu einer schlechteren 

materiellen Ausstattung, aber regelmäßig zu einer intensiveren Bindung zum Kind führen. 

Der Kinderschutzbund begrüßt, dass in der Begründung im Kontext Wohnraum auch auf die öffentliche 

Verantwortung verwiesen wird. Auch die weiteren Aspekte der materiellen Versorgung in § 1626 Abs. 3 

Nr. 1 BGB-E wie Nahrung, Kleidung und gesundheitliche Betreuung sind stark in öffentlicher 

Verantwortung. Durch das Grundrecht auf ein menschenwürdiges Existenzminimum nach Art. 1 Abs. 1 

GG i.V.m. Art. 20 Abs. 1 GG liegt die Garantie dieser Rechte der Kinder ausdrücklich auch in staatlicher 

Hand. 

Gleiches gilt für die Bereiche Bildung und Freizeit. Die in der Begründung aufgeführten Beispiele für das 

Recht auf Freizeit, welche sich auf Kinder mit sehr durchgeplanten Freizeitaktivitäten beziehen, 

bewertet der Kinderschutzbund als zu einseitig. Für zahlreiche, armutsbetroffene Kinder ist die Realität, 

dass es zu wenig kostenfreie oder kostengünstige Freizeitangebote (Sportvereine, Kreativförderung) 

gibt. Der Kinderschutzbund weist darauf hin, dass es ebenso öffentliche Verantwortung ist, 

insbesondere für armutsbetroffene Kinder und Jugendliche, solche Angebote zur Verfügung zu stellen.  

Im Ergebnis schätzt der Kinderschutzbund die Risiken einer Neuregelung aber weniger schwer ein als 

die Vorteile, die durch die neue Klarheit und kinderrechtliche Ausrichtung des Kindeswohlbegriffes nun 

im Raum stehen. Im Ergebnis wird die Neuregelung vom Kinderschutzbund daher ausdrücklich begrüßt. 

Diese gut angelegten einfachgesetzlichen Regelungen sollten aber durch eine Einführung von 

Kinderrechten im Grundgesetz gestärkt werden.1  

 
1 Vgl. Forderungen des Bündnis Kinderrechte ins Grundgesetzt unter https://kinderrechte-ins-grundgesetz.de/  

https://kinderrechte-ins-grundgesetz.de/
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Eigenes Auskunftsrecht der Kinder auf Informationen zur leiblichen Abstammung 

Der Kinderschutzbund begrüßt ausdrücklich, dass im neuen § 1619 BGB-E ein Anspruch der Kinder auf 

Auskunft über die leibliche Abstammung angelegt ist. Damit ist eine langjährige Forderung des 

Kinderschutzbundes im Abstammungsrecht endlich aufgenommen. Bisher mussten Kinder regelmäßig 

die bestehende Vaterschaft anfechten, um Informationen zu ihren potenziell genetischen Vätern 

erhalten zu können. Künftig können die Kinder über § 1619 BGB-E notwendige Informationen 

einfordern und dann kann bei Bedarf über § 1598 a BGB ein Gentest angeordnet werden. Eine 

Anfechtung der bestehenden rechtlichen Elternposition ist dafür dann nicht mehr notwendig. Das Recht 

auf Kenntnis der eigenen Abstammung ist für Kinder essenziell. Dabei muss es auch möglich sein, dieses 

Recht gegen den Willen der rechtlichen und/oder potenziell leiblichen Eltern durchzusetzen. Dafür wie 

bisher die rechtliche und damit zumeist auch soziale Elternschaft angreifen zu müssen, ist 

unverhältnismäßig. Die Neuerung wäre daher eine große Entlastung für betroffene Kinder. 

Eigenes materiellrechtliches Umgangsrecht der Kinder mit Dritten 

Neu eingeführt werden soll in § 1688 BGB-E ein eigenes, materiellrechtliches Umgangsrecht der Kinder 

mit Dritten. Auch diese Regelung begrüßt der Kinderschutzbund ausdrücklich. Dabei betont der 

Kinderschutzbund, dass Umgänge mit Dritten nicht immer im Sinne des Kindes sind. Die vorliegende 

Regelung ist jedoch für alle denkbaren Konstellationen gut angelegt. Erstens wird hier ein Recht des 

Kindes selbst eingeführt und damit im ersten Schritt auf den Kindeswillen zum Umgang abgestellt. Und 

zweitens wird dieser Kindeswille dann auch noch unter den Vorbehalt des Kindeswohls gestellt, das 

ausdrücklich vom Familiengericht zu prüfen ist. Insoweit kann sowohl sichergestellt werden, dass ein 

Kind Umgang mit Dritten haben kann, wenn es sich das wünscht und es im Sinne des Kindeswohls ist. 

Aber auch umgekehrt kein Umgang erzwungen werden kann, wenn das nicht im Sinne des Kindeswohls 

ist. 

Eigenen Antragsrechten von Jugendlichen über 14 Jahren (Ü14) 

Der Kinderschutzbund begrüßt außerdem die Vielzahl an neuen, eigenen Antragsrechten von 

Jugendlichen über 14 Jahren (Ü14) im familiengerichtlichen Verfahren. So soll bei 

Sorgerechtserklärungen Ü14 den Jugendlichen nicht mehr nur ein Widerspruchsrecht gewährt werden, 

sondern eine aktive Zustimmung erforderlich sein. Das stärkt die Rolle der Jugendlichen und gibt ihnen 

mehr aktive Mitsprache. Außerdem ist auch bei den neu eingeführten Vereinbarungen zu Sorge- und 

Umgangsrecht eine Zustimmung der Jugendlichen Ü14 notwendig. Auch eine Beendigung der 

Vereinbarungen ist durch die Jugendlichen Ü14 jederzeit möglich. Und auch bei der Änderung von 

gerichtlichen Vergleichen nach § 1698 BGB-E sollen Jugendliche Ü14 künftig ein Widerspruchsrecht 

innehaben.  

Insgesamt begrüßt der Kinderschutzbund diese Stärkung der Jugendlichen Ü14 im Verfahren. 

Insbesondere bei den aktiven Zustimmungspflichten entsteht ein Mechanismus, der Entscheidungen 

über die Köpfe der Jugendlichen hinweg umfassend verhindert und damit ihre zunehmende 

Verselbständigung und ihre eigene Stimme ernst nimmt.  

Der Kinderschutzbund betont, dass auch Kinder unter 14 Jahren (U14) natürlich umfassend an den sie 

betreffenden Verfahren beteiligt werden müssen. Formale Antragsrechte grundsätzlich erst Ü14 zu 

ermöglichen, hält der Kinderschutzbund jedoch für eine praxistaugliche und geeignete Lösung. Zwar 
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gibt es auch Kinder, die schon U14 reif genug wären, mit eigenen Antragsrechten zu agieren. Eine starre 

Altersgrenze hat aber den Vorteil, dass Verfahrensrechte schnell und hürdenlos gewährleistet werden 

können und nicht beispielsweise noch aufwändige und belastende Reifeprüfungen durchgeführt 

werden müssen.  

Wichtig ist dem Kinderschutzbund aber zu betonen, dass Kinder U14 selbstverständlich auch jederzeit 

bei Familienrichter*innen oder Verfahrensbeiständen ihre Wünsche und Bedarfe anzeigen dürfen und 

diese auch ohne ein formales Antragsrecht beachtet werden müssen.  

Gewaltschutz 

Kindeswohlgefährdung 

Der Kinderschutzbund begrüßt die umfassenderen Ausführungen zur Wertung der 

Kindeswohlgefährdung nach § 1666 Abs. 2 BGB-E und sieht darin eine gute Klarstellung der 

bestehenden Rechtslage. Aufgrund der Uneinheitlichkeit der Rechtsprechung zum Thema schätzt der 

Kinderschutzbund die nun aufgeführten Klarstellungen auch als äußerst sinnvoll ein.  

Häusliche Gewalt 

In § 1632 BGB-E wird erstmals häusliche Gewalt legaldefiniert und deren Auswirkungen auf 

Entscheidungen zu Sorge- und Umgangsrecht mit Hilfe eines Kriterienkataloges umrissen.  

Der Kinderschutzbund begrüßt, dass die Definition zur häuslichen Gewalt aus der Istanbul-Konvention 

nun auch direkt Einzug in das BGB gefunden hat. Seit der Ratifizierung der Istanbul-Konvention müssen 

die deutschen Normen eigentlich entsprechend ausgelegt werden. Die Erfahrung des 

Kinderschutzbundes zeigt jedoch, dass insbesondere die Beachtung von wirtschaftlicher und 

psychischer Gewalt in der gerichtlichen Praxis noch nicht flächendeckend umgesetzt wird. Daher 

begrüßt der Kinderschutzbund die Übertragung des Wortlauts ausdrücklich.  

Daneben ist auch der nicht abschließende Kriterienkatalog zur Wertung von häuslicher Gewalt in § 1632 

Abs. 2 BGB-E gelungen. Durch die Formulierung „insbesondere“ wird klargestellt, dass der 

Kriterienkatalog nicht abschließend ist. Er gibt damit einerseits eine gute Grundstruktur vor, bleibt aber 

auch offen genug für möglicherweise notwendige Abweichungen in der familiengerichtlichen Praxis.  

Pflicht zur Rücksichtnahme und Zumutbarkeit 

In § 1627 Abs. 3 BGB-E wird die bisherige Wohlverhaltenspflicht als „Pflicht zur Rücksichtnahme“ neu 

legaldefiniert. Diese Pflicht soll zudem künftig nicht gelten, wenn ihre Erfüllung im Einzelfall für den 

Elternteil „unzumutbar“ ist.  

Der Kinderschutzbund begrüßt die neu eingeführte Definition der Pflicht zur Rücksichtnahme. Anders 

als bei der bisherigen Wohlverhaltenspflicht wird damit betont, dass das Verhältnis zum Kind und die 

Erziehung des Kindes im Mittelpunkt stehen. Grundsätzlich begrüßt der Kinderschutzbund auch die 

ausdrückliche Klarstellung, dass diese Pflicht entfallen kann, soweit dies dem anderen Elternteil 

unzumutbar ist. Aus der heutigen Praxis scheint genau hier ein typisches Problem bei vielen Fällen 

häuslicher Gewalt zu sein. Der Kinderschutzbund fordert aber eine gesetzliche Klarstellung, dass eine 

Unzumutbarkeit bei häuslicher Gewalt in der Regel vorliegt. Dafür sollte § 1627 Abs. 3 BGB-E um einen 

dritten Satz ergänzt werden: 
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§ 1627 Abs. 3 BGB-E 

Die Elterliche Sorge beinhaltet die Pflicht eines jeden Elternteils, sich so zu verhalten, dass das 

Verhältnis des Kindes zum jeweils anderen Elternteil nicht beeinträchtigt und die Erziehung des 

Kindes nicht erschwert wird (Pflicht zur Rücksichtnahme). Die Pflicht gilt nicht, wenn ihre 

Erfüllung im Einzelfall für den Elternteil unzumutbar ist. Von einer Unzumutbarkeit ist in der 

Regel auszugehen, wenn konkrete Anhaltspunkte für häusliche Gewalt vorliegen. 

Durch die vorgeschlagene Ergänzung wird sichergestellt, dass häusliche Gewalt regelmäßig unter den 

Begriff der Unzumutbarkeit subsumiert wird. Gleichzeitig wird auch die Option offengehalten, dass im 

seltenen Einzelfall trotz häuslicher Gewalt eine Pflicht zur Rücksichtnahme bestehen kann. Für diese 

Fälle braucht es dann aber eine ausdrückliche Begründung des Gerichts. Diese Klarstellung erscheint 

notwendig, da nach Erfahrungen des Kinderschutzbundes in der bisherigen gerichtlichen Praxis 

häusliche Gewalt nicht flächendeckend beachtet wird. Durch die hier vorgeschlagene Ergänzung muss 

häusliche Gewalt in allen Fragen zum Thema der Rücksichtnahme ausdrücklich vom Gericht mitgedacht 

und gewertet werden.  

Eine analoge Regelung zur Unzumutbarkeit findet sich außerdem bei den Umgangsregelungen für Eltern 

in § 1682 Abs. 1 a.E. BGB-E. Auch hier sollte eine Klarstellung der Unzumutbarkeit bei häuslicher Gewalt 

ergänzt werden. 

§ 1682 Abs. 1 BGB-E 

Beim Umgang umfasst die Pflicht zur Rücksichtnahme nach § 1627 Absatz 3 und § 1646 Absatz 3 

insbesondere die Pflicht, […] Die Pflichten aus Satz 1 gelten nicht, wenn ihre Erfüllung im 

Einzelfall für den Elternteil unzumutbar ist. Von einer Unzumutbarkeit ist in der Regel 

auszugehen, wenn konkrete Anhaltspunkte für häusliche Gewalt vorliegen. 

Bei der Umgangsregelung mit Dritten in § 1687 Abs. 1 BGB-E findet sich ebenfalls ein Satz zur 

Rücksichtnahmepflicht sowie deren potenziellen Unzumutbarkeit. Hier geht dem Umgang jedoch 

sowieso eine negative Kindeswohlprüfung voraus, sodass der Kinderschutzbund einen ausdrücklichen 

Verweis auf häusliche Gewalt als regelmäßiges Unzumutbarkeitskriterium nicht für unbedingt 

notwendig erachtet. 

Grundsätze zum Umgang bei häuslicher Gewalt 

Daneben enthält der vorliegende Entwurf Neuregelungen zu den Grundsätzen des Umgangs bei 

häuslicher Gewalt in § 1680 BGB-E. Dabei wird zunächst weiterhin klargestellt, dass ein Umgang mit 

beiden Elternteilen regelmäßig dem Wohl des Kindes dient (§ 1680 Abs. 2 S. 1 BGB-E).  

Es wird nun aber in § 1680 Abs. 2 S. 3 Nr. 1 BGB-E erstmals ausdrücklich gesetzlich festgelegt, dass diese 

Regelvermutung der Kindeswohldienlichkeit nicht greift, wenn der Elternteil Gewalt gegen das Kind 

ausgeübt hat. Der Kinderschutzbund begrüßt diese Klarstellung ausdrücklich. Damit können Umgänge 

bei Gewalt gegen Kinder deutlich leichter ausgeschlossen werden, denn die Feststellungslast des 

Gerichtes wird für diese Fälle umgedreht. Gleichzeitig bleibt aber die Option, dass Umgänge trotz 

vorheriger Gewalt möglich sind, wenn das im Einzelfall im Sinne des Kindes ist. Ein Kontaktabbruch 

gegen den Willen des Kindes kann für manche Kinder als weitere Fremdbestimmung und wie ein 

Übergehen ihrer Bedürfnisse und Wünsche erlebt werden. Gerade für Kinder mit Gewalterfahrung ist 
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aber die Wahrnehmung der eigenen Wirksamkeit und ihrer Mitbestimmungsrechte essenziell. Die 

Möglichkeit der Umgangsbeschränkung, beispielsweise durch einen Begleiteten Umgang, kann 

manchen betroffenen Kindern und Jugendlichen die Möglichkeit geben, das Geschehene zu verarbeiten 

und Kontakt zum gewalttätigen Elternteil erstmals wieder in einem geschützten Rahmen zu erleben. Der 

Kinderschutzbund betont aber, dass in aller Regel Umgänge mit dem gewalttätigen Elternteil nicht im 

Sinne der Kinder sind und der Schutz des Kindes und des betreuenden Elternteils oberste Priorität hat. 

Genau nach diesem Regel-Ausnahmeprinzip ist die neue Norm nun aufgebaut. 

Auch für Partnerschaftsgewalt wird in § 1680 Abs.2 Nr. 2 BGB-E die Feststellungslast der 

Kindeswohldienlichkeit umgedreht. Jedoch wird dies durch das Kriterium der „Auswirkungen auf das 

Kind“ wieder eingeschränkt. Der Kinderschutzbund begrüßt ausdrücklich, dass auch 

Partnerschaftsgewalt bei Umgangsausschlüssen bedacht werden kann. Das zusätzliche Kriterium der 

Auswirkungen auf das Kind lehnt der Kinderschutzbund umfassend ab und fordert eine Streichung. Es 

verkennt, dass Kinder von Partnerschaftsgewalt in den allermeisten Fällen mitbetroffen sind. Durch 

Partnerschaftsgewalt entstehen stets Dysbalancen im Gesamtsystem der Familie, die auf die Kinder in 

den allermeisten Fällen auch Einfluss haben. Zudem entsteht regelmäßig eine gewaltbereite und 

gewaltbedrohte Familienatmosphäre, welche die Explorationsfreude der Kinder hemmt und ihre 

Entwicklung erschweren kann. Das alles findet unabhängig davon statt, ob das Kind bei der 

Gewaltausübung körperlich anwesend ist oder nicht. Der vorliegende Vorschlag wird dieser 

umfassenden Regelhaftigkeit der Mitbetroffenheit nicht gerecht. Vielmehr birgt die Einschränkung die 

Gefahr, dass dann stets die „Auswirkungen auf das Kind“ ausdrücklich und aufwendig vom 

Familiengericht geprüft werden müssen. Das kann im Eilverfahren zu Ablehnungen des 

Umgangsausschlusses führen und im Hauptsacheverfahren zu belastenden Gutachten oder weiteren 

Befragungen der Kinder. 

Der Kinderschutzbund fordert daher, den letzten Halbsatz dieser Norm zu streichen. Die Norm würde 

dann wie folgt lauten: 

§ 1680 Abs.1 BGB-E 

Der Umgang mit beiden Elternteilen gehört in der Regel zum Wohl des Kindes. Gleiches gilt für 

den Umgang mit anderen Personen, zu denen das Kind Bindungen besitzt, wenn ihre 

Aufrechterhaltung für seine Entwicklung förderlich ist. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht in Bezug 

auf eine Person, die Gewalt ausgeübt hat  

1. gegen das Kind oder 

2. gegen einen Elternteil oder gegen eine andere Person im Sinne des Satzes 2, sofern 

diese Gewalt Auswirkungen auf das Kind hat. 

 

Auch bei einer Streichung kann im Einzelfall dargelegt werden, dass die Partnerschaftsgewalt keine 

Auswirkungen auf das Kind hatte und ein Umgang mit dem gewalttätigen Elternteil dann weiterhin als 

regelhaft im Sinne des Kindes eingestuft werden muss. Der Regelfall bei Partnerschaftsgewalt ist 

tatsächlich jedoch ein anderer und dies sollte auch entsprechend gesetzlich abgebildet werden.  

Gerichtliche Regelungen zu Umgangsbeschränkungen und Umgangsausschlüssen 

In §§ 1683, 1684 BGB-E werden die gerichtlichen Anordnungsoptionen zu Umgangsregeln ausgeführt. 

Dabei werden die Grundsätze aus § 1680 BGB-E konkretisiert. Der Kinderschutzbund begrüßt, dass die 
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schwierige Einzelfallabwägung zu Umgangsausgestaltung und Umgangsausschlüssen nun umfassender 

gesetzlich geregelt wird. Die verschiedenen Prüfschritte und Maßstäbe schätzt der Kinderschutzbund 

dabei als gelungen ein. Insbesondere eine Differenzierung nach kurzen und langen 

Umgangsausschlüssen begrüßt der Kinderschutzbund. Die umsetzenden Familiengerichte brauchen 

dann aber ausreichend Kapazitäten, um Eil- und Hauptsachen zum Umgang entsprechend schnell 

bearbeiten zu können. Nach Erfahrung des Kinderschutzbundes scheitert es hier oft an langen 

Wartezeiten, insbesondere im Hauptsacheverfahren. 

Kritisch sieht der Kinderschutzbund jedoch die konkrete Ausgestaltung des Umgangsausschlusses 

wegen Partnerschaftsgewalt in § 1684 Abs. 3 BGB-E. Der Kinderschutzbund hält eine solche 

Ausschlussmöglichkeit für dringend geboten, lehnt aber die Einschränkung auf Fälle der Gefährdung der 

„körperlichen Unversehrtheit“ ausdrücklich ab. Diese Einschränkung relativiert die Auswirkungen 

anderer Gewaltformen auf die Kinder. Beispielsweise kann bei umfassenden Stalking oder massiven 

Beleidigungen zwar ein körperlicher Übergriff nicht konkret im Raum stehen, die Belastung für das 

betroffene Kind und den betroffenen Elternteil kann aber trotzdem so immens sein, dass ein 

Umgangsausschluss unbedingt geboten ist. 

 § 1684 Abs. 3 BGB-E 

(3) Das Familiengericht kann das Umgangsrecht oder seinen Vollzug für kurze oder längere Zeit 

oder auf Dauer auch dann einschränken oder ausschließen, wenn ein Elternteil gegen den 

anderen Elternteil häusliche Gewalt ausgeübt hat und dies zur Abwendung einer Gefährdung der 

körperlichen Unversehrtheit des gewaltbetroffenen Elternteils geboten ist. 

Der Kinderschutzbund betont, dass insbesondere bei Partnerschaftsgewalt zusätzlich zum Schutz des 

betroffenen Elternteils auch das Kind pädagogische Unterstützung und Schutz bei möglichen Umgängen 

braucht. Insofern betont der Kinderschutzbund die Bedeutung von Begleiteten Umgängen auch bei 

Partnerschaftsgewalt. 

Alleiniges Sorgerecht bei häuslicher Gewalt 

Bei häuslicher Gewalt gegen den anderen Elternteil ist ein gemeinsames Sorgerecht ungeeignet, denn 

es entsteht eine Dysbalance zwischen den Eltern, welche die gemeinsame Ausübung der elterlichen 

Sorge auf Augenhöhe in aller Regel unmöglich macht.  

Soweit gemeinsame Sorge bereits vorliegt, muss ein Antrag auf alleinige Sorge für solche Fälle 

ausdrücklich ermöglicht werden. Im vorliegenden Entwurf fehlt eine solche Regelung bisher. Der 

Kinderschutzbund fordert hier eine ausdrückliche Regelung für Fälle von häuslicher Gewalt. 

§ 1635 Abs. 1 BGB-E: 

Steht die elterliche Sorge den Eltern gemeinsam zu, so kann jeder Elternteil beantragen, dass das 

Familiengericht ihm allein die elterliche Sorge oder einen Teil der elterlichen Sorge überträgt. 

Dem Antrag ist stattzugeben, soweit  [1.…] 

2. zu erwarten ist, dass die Aufhebung der gemeinsamen elterlichen Sorge und die Übertragung 

auf den Antragsteller dem Wohl des Kindes am besten entspricht. Insbesondere bei konkreten 

Anhaltspunkten für häusliche Gewalt zwischen den Elternteilen ist davon in der Regel 

auszugehen. 
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Der Kinderschutzbund betont, dass eine Subsumtion unter der im Entwurf vorgeschlagenen Nr. 2 der 

Norm nicht gleich geeignet ist, sondern es hier eine klarstellende Regelvermutung braucht. Durch die 

Formulierung „insbesondere“ wird dabei klargestellt, dass es darüber hinaus auch noch zahlreiche 

andere Konstellationen gibt, bei denen die Aufhebung der gemeinsamen elterlichen Sorge dem Wohl 

des Kindes am besten entspricht.  

Begleiteter Umgang und Umgangspflegschaft 

Der Kinderschutzbund begrüßt, dass die Instrumente des Begleiteten Umgangs (BU) und der 

Umgangspflegschaft jeweils einen eigenen Paragrafen erhalten und auch inhaltlich gestärkt und klarer 

definiert werden. Das Umgangsrecht der Kinder, auch bei schwierigen familiären Konstellationen, sicher 

zu ermöglichen und die Kinder dabei pädagogisch zu begleiten, ist für den Kinderschutzbund primäres 

Ziel des Begleiteten Umgangs. Der Kinderschutzbund ist einer der größten bundesweiten Träger von 

Begleiteten Umgängen. 

Fachliche Standards für den BU 

Im bisherigen § 1684 Abs. 4 BGB ist für die Umgangsbegleitung lediglich ein „mitwirkungsbereiter 

Dritter“ vorgesehen. Nach Einschätzung des Kinderschutzbundes und im Abgleich mit der Richtlinie Art. 

32 Abs. 2 EU-Richtlinie 2024/1385 muss hier unbedingt nachgeschärft werden. Im vorliegenden Entwurf 

wird nun eine natürliche Person, die „nach fachlichen Kenntnissen oder Erfahrungen geeignet sein“ 

muss, für den BU vorausgesetzt. 

Der Kinderschutzbund erkennt an, dass die neue Regelung in § 1685 Abs. 3 S. 1 BGB-E bereits eine 

gewisse Verbesserung zum Ist-Zustand darstellt. Kritisch sieht der Kinderschutzbund aber, dass 

Erfahrungen für die Eignung als Umgangsbegleitung genügen sollen. Als Kinderschutzbund bewerten wir 

die Qualifizierung, vor allem bei ehrenamtlichen Umgangsbegleitungen, als äußerst relevant. Nur weil 

schon seit geraumer Zeit Umgänge begleitet werden, heißt das nicht, dass die Person per se geeignet 

ist. 

Der Kinderschutzbund hat bereits in seiner Stellungnahme zum 1.KJHSRG ausdrücklich zur Aufwertung 

des BUs und seiner fachlichen Qualität Stellung bezogen, sowie einen eigenen Formulierungsvorschlag 

im SGB VIII und BGB eingebracht2, der eine „qualifizierte Umgangsbegleitung“ einfordert. Mit Blick auf 

den vorliegenden Entwurf schlägt der Kinderschutzbund folgende Anpassung vor: 

§ 1685 Abs. 3 S. 1 BGB-E 

(3) Die natürliche Person muss nach ihren fachlichen Kenntnissen oder Erfahrungen qualifiziert 

und geeignet sein, den Umgang so zu begleiten, wie es das Wohl des Kindes erfordert.  

Der Kinderschutzbund selbst hat sich für seine eigenen Standorte Qualitätsstandards gegeben, die eine 

verpflichtende Schulung für alle durchführenden Personen umfassen. Für die Vorbereitung des 

Begleiteten Umgangs, die Klärung der Rahmenbedingungen, die fachlichen Vorprüfung des Falls sowie 

den Abschluss einer schriftlichen Vereinbarung braucht es nach Ansicht des Kinderschutzbundes immer 

eine Fachkraft. Oft macht der Kinderschutzbund die Erfahrung, dass erst im Rahmen einer Eltern- oder 

 
2 Stellungnahme des Kinderschutzbunde zum KJHSRG, abrufbar unter: 
https://kinderschutzbund.de/stellungnahme-des-kinderschutzbund-bundesverband-e-v-zum-gesetzentwurf-
entwurf-eines-ersten-gesetzes-zur-strukturreform-der-kinder-und-jugendhilfe-1-kjhsrg/  

https://kinderschutzbund.de/stellungnahme-des-kinderschutzbund-bundesverband-e-v-zum-gesetzentwurf-entwurf-eines-ersten-gesetzes-zur-strukturreform-der-kinder-und-jugendhilfe-1-kjhsrg/
https://kinderschutzbund.de/stellungnahme-des-kinderschutzbund-bundesverband-e-v-zum-gesetzentwurf-entwurf-eines-ersten-gesetzes-zur-strukturreform-der-kinder-und-jugendhilfe-1-kjhsrg/


 
 
 
 
 
 
 

9 
 

Kinderberatung vergangene Gewaltvorfälle thematisiert werden. Auch während der Dauer der 

Maßnahme sollte eine ehrenamtliche Umgangsbegleitung die Möglichkeit haben, eine pädagogische 

Fachkraft zur Beratung und Unterstützung zu konsultieren. Der Kinderschutzbund regt an, dies im 

aktuellen Reformprozess zum SGB VIII zur Stärkung des BU in § 18 SGB VIII-E zu ergänzen.  

Darüber hinaus lehnt der Kinderschutzbund in Fällen von häuslicher Gewalt eine ausschließliche 

ehrenamtliche Umgangsbegleitung grundsätzlich ab. Um diese stufigen Qualitätsanforderungen 

gesetzlich abzubilden, schlägt der Kinderschutzbund folgende Ergänzung in § 1685 Abs. 3 BGB-E vor: 

§ 1685 Abs. 3 S. 2 BGB-E - neu      

(3)[…]  Bei Fällen von häuslicher Gewalt ist regelmäßig eine Fachkraft für die Durchführung 

erforderlich. 

Insbesondere zum Schutz der Kinder braucht es für Fälle häuslicher Gewalt unbedingt qualifizierte 

Fachkräfte. Der Kinderschutzbund beobachtet, dass die Begleiteten Umgänge vielerorts leider auch in 

diesen Fällen nicht von Fachkräften, sondern von unqualifizierten Ehrenamtlichen durchgeführt 

werden. 

Abgrenzung BU und Umgangspflegschaft  

Dem Kinderschutzbund liegt zudem besonders am Herzen, dass die Instrumente der 

Umgangspflegschaft und des BU rechtlich gut abgegrenzt sind. Denn der BU dient vor allem dazu, die 

Kinder zu begleiten, zu schützen und ihr Umgangsrecht sicher und mit pädagogischer Rahmung 

auszugestalten. Die Umgangspflegschaft hingegen erhält einen Teil der elterlichen Sorge und kann 

damit entscheiden, wann und wo Umgang stattfinden soll. Das kann laut Entwurfsbegründung 

insbesondere bei häuslicher Gewalt dazu dienen, dass der gewaltbetroffene Elternteil vom Gewalttäter 

abgeschirmt wird oder bei besonders hochstrittigen Elternteilen die Umgänge verlässlich stattfinden. 

Eine Absicherung und Begleitung des Kindes ist aber nicht Teil der Umgangspflegschaft. 

Der Kinderschutzbund bewertet daher positiv, dass die Aufgaben der Umgangspflegschaft in § 1686 

Abs. 3 ausdrücklich und abschließend benannt sind. Es bleibt zu hoffen, dass die in der Praxis leider oft 

sehr unsaubere Abgrenzung und Durchmischung beider Instrumente dadurch verbessert wird. 

Der Kinderschutzbund lehnt jedoch eine in der Begründung angedeutete kombinierte Bestellung einer 

Person als Umgangspfleger und Umgangsbegleiter ausdrücklich ab. Fachlich kann eine kombinierte 

Bestellung selbst bei entsprechender Qualifikation der Person nicht überzeugen. Denn sie kann die Rolle 

der Umgangsbegleitung unnötig mit Fragen der elterlichen Sorge belasten und damit die Parteilichkeit 

für das Kind gefährden. Eine solche Rollendiffusion zwischen Ausführung der elterlichen Sorge, 

Beratung und Ansprechperson der Eltern sowie Parteilichkeit für das Kindes gilt es unbedingt zu 

verhindern. Im Ergebnis regt der Kinderschutzbund daher an, die Ausführungen zur 

personenidentischen Bestellung in der Begründung zu streichen.  

Kumulative Anwendbarkeit von BU und Umgangspflegschaft klarstellen 

Der Kinderschutzbund regt zudem an, gesetzliche klarzustellen, dass Umgangspflegschaft und BU auch 

kumulativ angewendet werden können. Gerade in Gewaltfällen kann beides gleichzeitig notwendig 

werden: eine Umgangspflegschaft, die den gewaltbetroffenen Elternteil laut Begründung abschirmt. 

Und eine Umgangsbegleitung, die das Kind bei den Umgängen tatsächlich begleitet, dem Kind jederzeit 
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parteilich zur Seite steht und die Umgänge mit dem Kind pädagogisch bearbeitet. Hierzu schlägt der 

Kinderschutzbund einen neuen § 1685 Abs. 4 BGB-E vor: 

§ 1685 Abs. 4 BGB-E - neu  

(4) Eine Umgangsbegleitung und eine Umgangspflegschaft können auch zeitgleich angeordnet 

werden, soweit dies dem Wohl des Kindes am besten entspricht. 

Der Kinderschutzbund geht davon aus, dass auch nach aktueller Regelungslage eine kumulative 

Anwendbarkeit denkbar ist. Jedoch würde eine ausdrückliche Klarstellung helfen, dass gewaltbetroffene 

Kinder und Familien im Einzelfall auch alle notwendigen Hilfen erhalten.   

Ausweitung der „Elternautonomie“ 

Der Kinderschutzbund sieht in dem vorliegenden Entwurf an vielen Stellen den Versuch, unter dem 

Deckmantel moderner Elternschaft die Elternautonomie unverhältnismäßig zu erhöhen. Dies gestaltet 

sich gerade in Fällen häuslicher Gewalt schwierig. Zudem birgt es die Gefahr, dass Kinder zunehmend 

zur Verfügungsmasse der Erwachsenen werden. Der Kinderschutzbund betont, dass es für Kinder in 

kritischen Fällen vorteilhaft sein kann, wenn gerichtliche Verfahren eingeleitet werden. Denn dort 

haben sie ein Recht auf Gehör und ihr Wohl wird ausdrücklich und vorbehaltslos in den Mittelpunkt 

gestellt. 

Elterliche Sorge und Widerspruchslösung  

Laut dem Entwurf soll künftig die gemeinsame Sorge bei nicht verheirateten Elternteilen automatisch 

nach einer Vaterschaftsanerkennung entstehen, soweit innerhalb eines Monats kein Widerspruch eines 

Elternteils eingelegt wird (§§ 1619, 1630 BGB-E, § 44 PersonenstandsG-E, § 58 SGB VIII-E). Bisher muss 

die elterliche Sorge ausdrücklich durch den Vater anerkannt und durch die Mutter bestätigt werden. In 

der Praxis läuft dies in aller Regel in einem gemeinsamen Termin ab, bei dem die unverheirateten Eltern 

zunächst die Vaterschaft anerkennen und dann unmittelbar die gemeinsame Sorge festlegen. 

Regelmäßig findet dieser Prozess vorgeburtlich beim zuständigen Jugendamt statt.  

Der Kinderschutzbund kann nicht nachvollziehen, warum diese gute und eingespielte Praxis nun 

abgeändert werden soll, und lehnt die Widerspruchslösung umfassend ab. 

Zunächst erkennt der Kinderschutzbund an, dass zwei Sorgeberechtigte in aller Regel im Sinne der 

Kinder sind. Denn zwei Elternteile bedeuten auch zwei Erwachsene, die für das Kind Verantwortung 

übernehmen. Jedoch gilt dieses Argument nur, soweit die Erwachsenen auch miteinander kooperieren 

können. Gerade für jene wenigen Fälle, bei denen das gemeinsame Sorgerecht im Rahmen des 

Jugendamtstermins aber nicht gemeinsam festgelegt wird, ist davon auszugehen, dass das bewusst 

nicht passiert ist. Für eine gute gemeinsame Sorge im Sinne der Kinder braucht es aber gerade eine 

bewusste, gemeinsame Entscheidung. Soweit der leibliche Vater die bewusst nicht durchgeführte 

gemeinsame Sorgeerklärung in Frage stellen möchte, erscheint der Weg vor Gericht, wie heute auch 

schon, angemessen sein. Dort wird dann auch das Wohl des Kindes in den Fokus gestellt. 

Auch das Argument der bürokratischen Einsparungen kann nicht überzeugen, werden heute doch in der 

Regel beide Erklärungen in einem Termin abgehandelt. Gleichzeitig birgt die Widerspruchslösung sogar 

die Gefahr eines Kostenaufwuchses in der Justiz, da von mehr Streitfällen auszugehen ist, wenn die 

gemeinsame Sorge der rechtliche Regelfall wird und auch für die Fälle eintritt, die sich nicht aktiv dafür 
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entschieden hätten.  

Die Option des Widerspruchs ist zudem nicht gleich geeignet wie die aktuelle Regelung. Denn es 

braucht ein aktives Tun, um dem Regelfall dann entgegenzutreten. Das ist gerade in 

Gewaltkonstellationen eine viel höhere Hürde für die zumeist von Gewalt betroffenen Mütter. 

Der Kinderschutzbund sorgt sich zudem, dass durch die automatische elterliche Sorge dann weniger 

Vaterschaften anerkannt werden könnten. Wenn Mütter sich keine gemeinsame Sorge wünschen, 

könnten sie sich dann gedrängt sehen, die Vaterschaft einfach insgesamt nicht anzuerkennen. Das ist 

für die betroffenen Kinder aber rechtlich massiv nachteilig, sei es im Unterhaltsrecht, im Erbrecht, aber 

auch teilweise im Staatsangehörigenrecht. Zudem kann damit auch ein - für Kinder in aller Regel sehr 

belastendes - fehlendes Wissen um die eigene Herkunft folgen. 

Vereinbarungen zu Sorge- und Umgangsrecht  

Nach §§ 1643, 1644, 1681, 1689 BGB-E sollen künftig Vereinbarungen zum Sorge- und Umgangsrecht 

mit Dritten ermöglicht werden. Dies soll auch vorgeburtlich möglich sein, jedoch jederzeit durch die 

Eltern, den Dritten oder das Kind Ü14 beendet werden können. Nach einer Beendigung der Abmachung 

soll diese in denkbaren Gerichtsverfahren in der Abwägung beachtet werden, ist aber ausdrücklich nicht 

zwingend für das Gericht bindend. 

Ausdrücklich kritisch sieht der Kinderschutzbund vorgeburtlichen Regelungen – insbesondere zum 

Umgangsrecht. Denn dort wird das Kind vom Subjekt zum Objekt reduziert, weil noch nicht die 

Möglichkeit besteht festzustellen, was tatsächlich im Sinne des Kindes ist. Kinder dürfen nicht schon vor 

der Geburt beispielsweise an bestimmte Umgangspflichten gebunden werden. Kinder und ihre Zeit 

werden sonst zu Objekten, über die Erwachsene vorgeburtlich verfügen. Umgänge müssen vielmehr 

immer auch vom Kindesinteresse gedeckt sein. Vorgeburtlich ist dies noch nicht ansatzweise 

feststellbar.  

Nur da die vorgeschlagenen Abmachungen jederzeit beendbar sind und auch danach keine bindende 

Wirkung haben, erscheinen sie insgesamt nicht schädlich und hinnehmbar. Aber aus dem gleichen 

Grund sind sie nach Einschätzung des Kinderschutzbundes auch gänzlich überflüssig. Der 

Kinderschutzbund hält im Ergebnis eine solche Form der Verrechtlichung von Regelungen mit Dritten 

für nicht zielführend und lehnt sie daher ab.  

Umgangsmodelle und Anordnung des Wechselmodells  

In § 1683 Abs. 3 BGB-E werden erstmals verschiedene Umgangsmodelle legaldefiniert und deren 

Anordnung ausdrücklich ermöglicht. Insbesondere wird die Anordnung des Wechselmodells im Rahmen 

eines Umgangsverfahrens gesetzlich normiert.  

Der Kinderschutzbund kritisiert ausdrücklich die geplante gerichtliche Anordnungsoption des 

Wechselmodells und fordert daher, die Definition der verschiedenen Modelle in § 1683 Abs. 3 zu 

streichen und durch folgenden Absatz 3 zu ersetzen: 

(3) Das Familiengericht kann bei der Entscheidung nach Absatz 2 den Umfang des 

Umgangsrechts unter den Elternteilen aufteilen. Die gerichtliche Anordnung zu einer hälftigen 

Aufteilung entspricht dabei in der Regel nicht dem Wohl des Kindes. 

Das Wechselmodell kann bei einer passenden Umsetzung für Kinder ein gutes und geeignetes 
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Betreuungsmodell sein. Es bedarf aber besonders vieler Absprachen und Aushandlungen zwischen den 

getrenntlebenden Eltern, sodass ein hohes Maß an Einigkeit und guter Kommunikation zwischen den 

Erwachsenen notwendig ist, um dieses Modell im Sinne der Kinder zu leben. Gerade wenn Ex-

Partner*innen sich aber schon nicht außergerichtlich oder gütlich bei Gericht einigen können, sondern 

der Beschluss eines Gerichts zur Regelung der Umgangsfragen notwendig wird, kann davon 

ausgegangen werden, dass es regelmäßig an der notwendigen Kommunikations- und Einigungsfähigkeit 

fehlt. Es ist dann nicht im Sinne der Kinder, in einem Modell zu leben, das die Eltern immer wieder vor 

gemeinsame Abwägungs- und Organisationsherausforderungen mit viel Streitpotenzial stellt. Das 

Interesse jedes Elternteils auf maximale Zeit mit seinen Kindern muss hinter das Kindeswohl 

zurücktreten. Ein angeordnetes Wechselmodell ist nicht geeignet, die für das Wechselmodell 

notwendige Kommunikations- und Kompromissbereitschaft der Eltern erst herzustellen. Der für ein 

solches Modell notwendige Grundkonsens in Erziehungsfragen muss vorab vorhanden sein.  

Weitere Forderungen  

Der Kinderschutzbund fordert zudem Regelungsvorschläge zur Mutterschaft einer weiteren Frau zu 

ergänzen. Dass lesbische Paare künftig qua Ehe oder per Elternschaftsanerkennung beide rechtliche 

Eltern werden können, ist lange überfällig und wäre vollumfänglich im Sinne einer hohen 

Rechtssicherheit der betroffenen Kinder. Denn so können ab Geburt zwei Eltern für das Kind 

vollumfänglich rechtlich einstehen. Gleichzeitig betont der Kinderschutzbund, dass das Zwei-Eltern-

Prinzip erhalten bleiben muss. Denn mehr rechtliche Eltern würden für Kinder auch mehr potenzielle 

Konflikte bedeuten. Darüber hinaus fordert der Kinderschutzbund mehr Rechtssicherheit für Kinder von 

sogenannten Becherspenden.  

Außerdem kritisiert der Kinderschutzbund, dass die vorliegende Reform nicht im Zusammenspiel mit 

Fragen des Unterhaltsrechts angegangen wurde. Gerade für sogenannte asymmetrische 

Betreuungsmodelle braucht es einheitliche Unterhaltsregelungen. Außerdem braucht es für Allein- und 

Getrennterziehende im Grundsicherungsbezug einen Umgangsmehrbedarf, um den Kindern ein gutes 

Aufwachsen in beiden Elternhaushalten zu ermöglichen.  

 


